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Partnerschaftliche Zusammenarbeit statt Verpflichtung: Vielversprechender Weg, die Energiewende zu erreichen

 













MEDIATHEK

Audio-Interview mit Heiner von Lüpke 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Partnerschaften für gerechte Energiewenden sind ein neuer Ansatz für eine globale 

Klimawende. Um die Länder des globalen Südens ins Boot zu holen und um die Kosten 

sozial gerecht zu verteilen, sollte auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit im Dialog­

format gesetzt werden, anstatt nur auf einseitigen Transfer von Hilfeleistungen.“ 

— Heiner von Lüpke —

AUF EINEN BLICK

Internationale Partnerschaften für eine 
gerechte Energiewende: Erkenntnisse aus der 
Zusammenarbeit mit Südafrika
Von Heiner von Lüpke, Charlotte Aebischer und Martha Bolaños

• Gerechte Energiewenden im globalen Süden werden seit kurzem mittels eines 
Partnerschaftsansatzes verfolgt

• Rahmenvereinbarung für erste Partnerschaft (JETP) 2021 zwischen der G7 und 
Südafrika geschlossen

• Partnerschaft auf Augenhöhe und auf Gegenseitigkeit ist dabei Alternative zum üblichen Knüpfen 
der Finanzierung an Bedingungen

• Einigkeit über politische Ziele, Normen und legitimierte Teilnahme internationaler Partner an 
nationalen Politikprozessen erleichtern Zusammenarbeit und klimapolitische Wende

• In jedem Fall erfordert Zusammenwirken internationaler Akteure Schaffung eines 
institutionellen Rahmens

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Im Jahr 2021 vereinbarte die G7 mit Südafrika eine Partner-

schaft für eine gerechte Energiewende (JETP). Dieses – 

neue – Instrument der internationalen Zusammenarbeit soll 

Schwellen- und Entwicklungsländer bei einer sozialgerechten 

Energiewende und beim Kohleausstieg unterstützen. Mit 

diesem Instrument sollen Partnerschaften auf Augenhöhe 

zwischen Gebern und Nehmern ermöglicht und so der Umbau 

des Energiesektors erleichtert werden. Eine Evaluierung der 

südafrikanischen JETP zeigt, dass es sich dabei de facto um 

einen internationalen Politikprozess zur Richtungsbestim-

mung handelt, dem aber noch die nötige Legitimation und der 

institutionelle Rahmen fehlen. Auch zeigt sich, dass die gegen-

wärtigen Finanzierungsinstrumente, die Transferleistungen 

meist an Konditionen knüpfen, nur bedingt effektiv sind; ihnen 

mangelt es im politischen Prozess häufig an der notwendi-

gen Flexibilität. Durch eine gemeinsame Vereinbarung von 

Gebern und Nehmern, die auf politischen Zielen, Normen und 

Gegenseitigkeit beruht, kann die notwendige Zusammenarbeit 

und anschließende Förderung einer gerechten Energiewende 

hingegen erleichtert werden. Die Intensivierung politischer 

Dialoge, die Durchführung gegenseitiger Politikevaluationen 

und die Verbesserung des Regelwerks wie der Legitimität 

einer Zusammenarbeit können dabei probate Mittel für eine 

effektive Partnerschaft sein.

Für eine wirkungsvolle Klimapolitik braucht es ein welt­
weites Zusammenarbeiten. Zwar emittieren die Industrie­
länder gegenwärtig mehr Treibhausgase je Einwohner*in, 
Entwicklungs­ und Schwellenländer verwenden aber häufig 
ältere Technologien. Im Zuge der wirtschaftlichen Entwick­
lung werden ihre Emissionen daher überproportional zuneh­
men. Es ist also wenig überraschend, dass Klimapolitik ein 
wichtiger Bereich der Entwicklungshilfe geworden ist. Ein 
neues und mit vielen Hoffnungen versehenes Instrument 
sind Vereinbarungen über eine Partnerschaft für eine sozi­
algerechte Energiewende (JETP). Aus Sicht der internatio­
nalen Gemeinschaft können diese Vereinbarungen als neue 
Kooperationswege gesehen werden, um die Klima­ und Ent­
wicklungsziele weltweit häufiger zu erreichen.1

Die Transformation des Energiesektors ist ein komplexer 
Prozess. Die JETPs tragen dem Rechnung, indem sie nati­
onale und internationale Interessenvertreter*innen zusam­
menbringen. Zum einen zielen sie auf eine gerechte Ener­
giewende. Diese muss innerhalb der nationalen Energie­
sektoren erfolgen, wobei die Transformation insbesondere 
durch politische und sektorspezifische Faktoren vorangetrie­
ben wird.2 Zum anderen setzen die JETPs auf interna tionale 
Unterstützung und Kooperation. Hier spielen Interak tionen 
zwischen den internationalen Gebern beziehungsweise 
ihren jeweiligen Agenturen und den inländischen Beteilig­
ten der Empfängerländer eine wichtige Rolle.

Die erste Partnerschaft dieser Art wurde mit Südafrika wäh­
rend der 26. UN­Klimakonferenz im Jahr 2021 geschlossen. 
Die mit diesem Abkommen zugesagten Finanzierungsbe­
träge, aber auch der angestrebte Zielerreichungsgrad wer­
den dabei häufig als „neue Dimension“ bezeichnet.3 Seither 
sind weltweit JETPs mit vier weiteren Schwellenländern in 
Vorbereitung (Tabelle 1).

1 Heiner von Lüpke, Karsten Neuhoff und Catherine Marchewitz (2022): Bridges over  troubled 

waters: Climate clubs, alliances, and partnerships as safeguards for effective international 

 cooperation? (online verfügbar, abgerufen am 18. Januar 2023. Dies gilt auch für allen anderen 

Online- Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

2 Perter Newell und Harriet Bulkeley (2016): Landscape for change? International climate policy 

and energy transitions: evidence from sub-Saharan Africa (online verfügbar).

3 Zu solchen möglichen Kooperationsformen gehören Klimaklubs, sektorale Allianzen oder Part-

nerschaften und damit verbundene Ausgestaltungen der Klimafinanzierung.

Internationale Partnerschaften für eine 
gerechte Energiewende: Erkenntnisse aus 
der Zusammenarbeit mit Südafrika
Von Heiner von Lüpke, Charlotte Aebischer und Martha Bolaños
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Auf Grundlage einer Analyse des JETP­Verhand­
lungs­und­Planungsprozesses mit Südafrika lassen sich 
erste Empfehlungen ableiten, wie solche Partnerschaften 
in Zukunft effektiver durchgeführt werden können (Kasten).

Fallbeispiel Südafrika: JETP zur Energiewende

Mithilfe der JETPs werden vor allem drei Ziele verfolgt. Ers­
tens sollen Treibhausgasemissionen gesenkt werden. Zwei­
tens soll die Energiewende durch den Kohleausstieg und 
den verstärkten Einsatz erneuerbarer Energien und durch 
die Entwicklung von grünem Wasserstoff und E­Mobilität 
vorangetrieben werden. Drittens soll eine „gerechte und 
integrative Transformation für Arbeitnehmer*innen und 

betroffene Regionen“ erfolgen, „damit alle vor den Risiken 
geschützt sind und von den Chancen profitieren, die diese 
Transformation bietet“.4

Die JETP­Finanzierung für Südafrika, die zunächst über 
einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren zugesagt wurde, 
beläuft sich auf 8,5 Milliarden US­Dollar. Der größte Teil 
davon soll über Kredite, ein kleinerer Teil über Zuschüsse 
bereitgestellt werden. Es wurde eine Gruppe der internatio­
nalen Partner (International Partners Group, IPG) gebildet, 
die sich aus den beteiligten Gebern (Frankreich, Deutsch­
land, Großbritannien, den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Europäischen Union) zusammensetzt. Auf südaf­
rikanischer Seite wurde eine Ansprechperson benannt mit 
dem Mandat, die Verhandlungen mit Gebern zu führen, 
Regierungsstellen zu koordinieren und Regierungsinsti­
tutionen zur Machbarkeit des JETP­Angebots zu beraten.5

Der Kohleausstieg Südafrikas: International 
vereinbart, aber im Land umstritten

Der politische Prozess der gerechten Energiewende in Süd­
afrika ist hochdynamisch und umfasst unterschiedliche, teils 
konträre Positionen (Abbildung 1). Auf nationaler Ebene gibt 
es zwei Strömungen: Eine, die für die Entwicklung erneu­
erbarer Energien und den Kohleausstieg steht, und eine 
andere, die für die Fortsetzung der Kohlenutzung ist. Im 
Fall Südafrikas von besonderer Bedeutung sind die hohe Ver­
schuldung des staatlichen Elektrizitätserzeugers Eskom und 
dessen Probleme, zuverlässig Strom bereitzustellen. Sozi­
ale Bedenken hinsichtlich der Erschwinglichkeit von Strom  
und der Staatsverschuldung erhöhen die prinzipielle Reform­
bereitschaft, welche aber nicht notwendigerweise gleichbe­
deutend mit dem Ausstieg aus der Kohle sein muss. Hinzu 
kommt nun die internationale Ebene in Form der IPG und 
der Verhandlungen über die JETP (Abbildung 2).

Diese Gespaltenheit spiegelt sich auch in dem nationalen 
Diskurs um die JETP­Verhandlungen. Auf der einen Seite 
wird der Kohleausstieg, der massive Ausbau erneuerbarer 
Energien und die Verringerung der Nutzung von Gas und 
Öl in den Vordergrund gestellt. Dieser Sichtweise liegen vor 
allem Überlegungen zur wirtschaftlichen Effizienz zugrunde 
und es wird eine stärkere Beteiligung des Privatsektors an 
der Energieerzeugung gefordert. Befragte aus dem öffent­
lichen Sektor geben an, dass die meisten südafrikanischen 
Unternehmen diese Ansicht teilen – mit Ausnahme der 
Kohleindustrie.

Auf der anderen Seite wird Kohle als wichtige nationale Res­
source charakterisiert, die Einkommen, Beschäftigung und 
Staatseinnahmen sicherstellt. Hierbei mischen sich Fakten 
mit eher emotional geprägten Aussagen, einschließlich des 
Vorwurfs, dass die internationalen Geber zwar ihre eigenen 

4 Klimakonferenz (2021): Political Declaration on the Just Energy Transition in South Africa. 

UN Climate Change Conference (COP26) at the SEC – Glasgow 2021 (online verfügbar).

5 Pressemitteilung der südafrikanischen Regierung (2022): President Cyril Ramaphosa appoints 

Mr Daniel Mminele as Head of the Presidential Climate Finance Task Team (online verfügbar).

Kasten

Untersuchungsmethode

Methodisch wurde der JETP- Prozess in Südafrika als singu-

läre Fallstudie gewählt. In den Monaten Juli bis August 

2022 wurden 21 semi-strukturierte Expert*inneninterviews 

durchgeführt, inklusive acht mit Think Tanks und Forschungs-

einrichtungen, acht mit internationalen Gebern und fünf mit 

Vertreter*innen des öffentlichen Sektors Südafrikas. Ziel der 

Interviews war es, zu verstehen, welche Faktoren für interna-

tionale Kooperation im Rahmen der JETP wichtig sind und 

wie deren Effektivität derzeit eingeschätzt wird. Kooperations-

faktoren wurden vor der Fallstudie aus Theorien zur interna-

tionalen Entwicklungszusammenarbeit und zur Zusammenar-

beit im Rahmen einer gemeinsamen Verantwortung für den 

Klima wandel gebildet. Für die Operationalisierung wurden 

Kooperationsfaktoren und entsprechende Leitfragen für die 

Interviews entwickelt (Tabelle). Die Kooperationsfaktoren 

wurden abschließend durch die Interviewergebnisse weiter-

entwickelt.

Tabelle

Kooperationsfaktoren und Leitfragen für 
Expert*innenbefragungen

Kooperationsfaktor Leitfragen für Expert*innenbefragungen

Gegenseitiges 
 Vertrauen

Existiert Vertrauen, dass Partner*innen agieren wie vereinbart?
Haben JETP-Partner*innen Vertrauen in die jeweilig andere 
Agenda?

Legitimität eines 
transnationalen 
 Politikprozesses

Wird anerkannt, dass Geber-Empfänger-Verhandlungen 
 politischen Charakter haben?
Sind solche transnationalen Politikprozesse auch politisch 
legitimiert?

Institutionalisierung
Gibt es Abmachungen über die Spielregeln der Kooperation 
zwischen Gebern und Empfängern?
Sind solche Abmachungen genügend institutionalisiert? 

Geteilte Normen  
und Verständnis

Teilen die Akteure der JETP Normen zu Klima und Entwicklung 
des Energiesektors?
Gibt es ein geteiltes Verständnis zu den Zielen und Inhalten 
der  Kooperation?

Quelle: Befragung des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2023

https://ukcop26.org/political-declaration-on-the-just-energy-transition-in-south-africa/
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klima­ und energiepolitischen Ziele nicht erreichen, zugleich 
aber Südafrika belehren, wie dessen Ziele klimapolitisch 
ambitionierter sein können.6 Auch wird argumentiert, dass 
die Energiewende hohe Kosten verursachen und der süd­
afrikanischen Wirtschaft schaden würde. Eine Rolle spielen 
dabei auch die kolonialen Erfahrungen und die Angst davor, 
dass mit den Privatisierungen im Energiesektor lediglich die 
Schaffung von Märkten für westliche Unternehmen verbun­
den ist und die südafrikanische Wirtschaft erneut ausgebeu­
tet werden könnte.7

Rolle der internationalen Partner in der 
Energiewende Südafrikas umstritten

Ein gemeinsames Verständnis der Ziele und Inhalte wie 
auch eine politische Legitimation sind wesentlich für eine 
erfolgreiche JETP­Umsetzung. Derzeit bestehen allerdings 
sowohl auf nationaler Ebene als auch zwischen Südafrika 
und der IPG unterschiedliche Ansichten über die konkrete 
Richtung, die Geschwindigkeit und den gewünschten Ziel­
erreichungsgrad der Energiewende.

Den Interviewpartner*innen zufolge besteht in den Verhand­
lungen ein breiter Konsens darüber, dass die Energiewende 
stattfinden sollte. Weniger einig ist man sich allerdings, wie 
dies erreicht werden soll. Es gibt Meinungsverschiedenhei­
ten hinsichtlich des Zeitpunkts des Kohleausstiegs und der 
Reihenfolge, in der einzelne Kohlekraftwerke abgeschaltet 

6 Jacob Maroga (2022): Twitter vom 7. Oktober (online verfügbar).

7 Alex Patrick (2022): Decolonising energy: Why SA must follow 2050 C02 plans despite its low 

carbon emissions. TimesLIVE vom 15. Juli 2022 (online verfügbar).

werden sollen. Dasselbe gilt für die Art und Weise, wie erneu­
erbare Energien eingeführt werden. Umstritten ist auch, ob 
der Stromsektor privatisiert werden sollte und wenn ja, in 
welchem Umfang und zu welchen Bedingungen.

Eine Verwendung der Gebermittel für die Netzinfrastruk­
tur dezentraler erneuerbarer Energien hat beispielsweise 
Einfluss auf den Grad und die Form der Privatisierung des 
Energie sektors. Damit fällt der IPG allerdings eine öffent­
liche, also eine politische Rolle zu. Dies ist in Südafrika 
umstritten. Das Energieministerium ist generell gegen die 
Teilnahme von internationalen Teilnehmer*innen an natio­
nalen politischen Prozessen. Das Umweltministerium und 
die Klimakommission des Präsidenten sind demgegenüber 
aufgeschlossener. Auch sie erkennen allerdings mögliche 
Nachteile: gebergetriebene politische Ideen, zum Beispiel 
bei der Wahl politischer Instrumente, paradigmatische Ideen 
wie die Privatisierung statt der öffentlichen Steuerung des 
Energiesektors oder erstickende Berichtspflichten.

Hinzu kommt, dass Einigungen auf zwischenstaatlicher 
Ebene auf der Umsetzungsebene nicht unbedingt mitge­
tragen werden. Im Fall Südafrikas ist es auf der politischen 
Ebene aufgrund der Betonung von klima­ und entwicklungs­
relevanten Motiven gelungen, zwischenstaatliche Vereinba­
rungen zur Unterstützung einer Energiewende zu treffen 
(Tabelle 1). Auf der Arbeitsebene sowohl der Durchführungs­
organisationen als auch ihrer südafrikanischen Pendants 
sind die Ziele und Inhalte der vereinbarten Zusammenar­
beit jedoch noch stark umstritten.

Tabelle 1

Übersicht und verfügbare Kerninformationen über geplante JETPs

Geplante Aktivitäten Schwerpunkte und Ziele Finanzmittel Erwartete Emissionsauswirkungen

Südafrika

• Stilllegung von Steinkohlekraftwerken
• Finanzierung alternativer Beschäfti-

gungsmöglichkeiten in Kohlebergbau-
gebieten

• Investitionen zur Beschleunigung des 
Einsatzes erneuerbarer Energien

• Investitionen in neue Sektoren der 
grünen Wirtschaft

• Dekarbonisierung der Wirtschaft, mit 
besonderem Schwerpunkt auf dem 
Energie sektor, Elektrofahrzeugen und 
grünem Wasserstoff

• Zugesagte Mittel: 8,5 Milliarden 
US-Dollar

• Geschätzter Bedarf für die Energie-
wende: 98 Milliarden US-Dollar von 
2023 bis 2027

1 000 bis 1 500 Megatonnen an einge-
sparten Treibhausgasemissionen in den 
nächsten 20 Jahren (2021 bis 2041)

Vietnam

• Entwicklung von Wind- und Solar-
energie

• Umschulungen und berufliche Unter-
stützung für Mitarbeiter*innen im 
(erneuer baren) Energiesektor

• Verringerung der Emissionen im 
Stromsektor

• 47 Prozent der Energie aus erneuer-
baren Quellen bis 2030

• Zugesagte Mittel: 15,5 Milliarden 
US-Dollar öffentliche und private 
Finanzierung

• Geschätzter Bedarf für die Energie-
wende: 60 Milliarden US-Dollar jährlich 
bis 2050

Rund 500 Megatonnen Treibhausgas-
emissionen bis 2035 eingespart

Indonesien

• Kohlekraftwerke vorzeitig stilllegen
• Investitionen in erneuerbare Energie-

projekte

• Verringerung der Emissionen im Strom-
sektor ab spätestens 2030

• Vorziehen des Netto-Null-Ziels im 
Energiesektor von 2060 auf 2050

• 34 Prozent der Energieerzeugung aus 
erneuerbaren Energien ab spätestens 
2030

• Zugesagte Mittel: 20 Milliarden 
US-Dollar

• Geschätzter Bedarf für die Energie-
wende: 1,2 Billionen US-Dollar

Kumulative Verringerung der Treibhaus-
gasemissionen um mehr als 2 300 
Megatonnen bis 2060 (im Vergleich zum 
derzeitigen Emissionspfad Indonesiens)

Indien Keine Details bekannt

Senegal Keine Details bekannt

Quelle: Europäische Kommission, Die Präsidentschaftsrepublik Südafrika, Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Lo (2022).

© DIW Berlin 2023

https://twitter.com/jacob_maroga/status/1578471027398832128
https://www.timeslive.co.za/news/south-africa/2022-07-15-decolonising-energy-why-sa-must-follow-2050-c02-plans-despite-its-low-carbon-emissions/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/IP_21_5768
https://www.thepresidency.gov.za/download/file/fid/2649
https://www.bmz.de/en/news/press-releases/just-energy-transition-partnership-jetp-with-vietnam-135514
https://www.climatechangenews.com/2022/11/15/rich-nations-banks-pledge-20bn-for-indonesias-coal-to-clean-switch/
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Gegenseitiges Vertrauen der JETP-
Vertragsparteien notwendig, aber in Südafrika 
noch nicht vorhanden

Ein wichtiger Faktor für eine erfolgreiche entwicklungs­
politische Zusammenarbeit ist gegenseitiges Vertrauen. Im 
JETP­Prozess mit Südafrika zeigt sich allerdings, dass es 
daran noch mangelt. So fordert die südafrikanische Seite 
von den Gebern, zunächst die Finanzierungsarten, Modali­
täten und Instrumente offenzulegen und erst danach über 
den Investitionsplan zu verhandeln. Dahinter verbirgt sich 
Unsicherheit darüber, welche Bedingungen an die Finanzie­
rung geknüpft werden: Wird eine Finanzierung ohne Vor­
zugsbedingungen zu einer neuen Verschuldung führen? 
Wird es neue und zusätzliche Finanzierungsmittel geben, 
oder werden schon existierende Mittel lediglich umgewid­
met werden? Darüber hinaus besteht Unsicherheit bezüg­
lich der „wahren Agenda“ der Geber: Versuchen diese durch 
Privatisierung in die heimischen (Strom­)Märkte einzudrin­
gen, um ausländische Direktinvestitionen voranzutreiben?

Im Gegensatz dazu drängen die Geber darauf, zuerst den 
Investitions­ und politischen Reformplan vorzulegen, und 
danach über die Finanzierung zu verhandeln. Dahinter 
stehen Zweifel, ob die südafrikanische Seite die politische 
JETP­Erklärung von 2021 umsetzen wird. Zum Beispiel 
befürchtet man, dass eine gerechte Energiewende durch 
gesellschaftliche Umbrüche gefährdet sein könnte. Auch 
besteht Angst vor dem Missbrauch der überwiesenen Gel­
der, denn die Geber haben ihrerseits Rechenschaftspflich­
ten – unter anderem in Form von Berichterstattungspflich­
ten oder innerstaatlichen Prüfungen.

Auffällig ist, dass sich die Wahrnehmungen zum Verhand­
lungsprozess auf südafrikanischer und internationaler Seite 
unterscheiden. Meinungsverschiedenheiten bestehen unter 
anderem darin, dass die Geber weniger Interesse an der 
Finanzierung der sozial gerechten Aspekte der JETP hätten, 
sondern hauptsächlich an Investitionsprojekten wie zum Bei­
spiel Stromerzeugungsprojekten. Des Weiteren wünschen 
sich die Geber eine ambitionierte und transformative Ener­
giewende, die bis weit in die politischen Entscheidungsebe­
nen reicht. Aus der Perspektive der Geber wiederum greift 
der Entwurf des Investitionsplans zu sehr auf bestehende 
Pläne und Programme zurück.

Die Ursachen der Vertrauensprobleme liegen dabei nicht auf 
der persönlichen, sondern auf der institutionellen Ebene und 
sind beispielsweise Arbeitsweisen oder einem unterschied­
lichen Verständnis zur Kooperation der jeweiligen Organi­
sationen geschuldet. Lösungsansätze wurden zum einen in 
einer höheren Transparenz darüber, was und unter welchen 
Bedingungen die Geber leisten können, gesehen. Zum ande­
ren dürfte es zur Vertrauensbildung beitragen, wenn die süd­
afrikanischen Partner häufiger und klarer die Risiken, Bedro­
hungen und Chancen der JETP gegenüber den internatio­
nalen Gebern benennen würden. Als wichtiges Hilfsmittel 
wurden dabei regelmäßige und kontinuierliche Kommuni­
kationsanstrengungen zwischen den Parteien angesehen.

Finanzierungsmodalitäten haben grundlegenden 
Einfluss auf den Erfolg von JETPs

Auf Geber­ und Empfängerseite gibt es unterschiedliche Mei­
nungen über Wirksamkeit, Nutzen und mögliche Neben­
wirkungen von Konditionalität finanzieller Mittel. „Süd­
afrikanische Stakeholder wollen so wenig Konditionalitäten 
wie möglich und so viel Zuschussfinanzierung wie möglich. 
Die Geber wollen es umgekehrt, einschließlich eines mög­
lichst ambitionierten JETP“8; war eine Aussage im Rahmen 
der Befragung des DIW Berlin. Die Bedingungen, an die die 
internationale Finanzierung geknüpft ist, betreffen dabei 
beispielsweise die Arten von Aktivitäten, für die die Gelder 
ausgegeben werden können, deren Ziele oder die Indikato­
ren, auf die sie abzielen sollen.9

Auch unter den Gebern selbst bestehen allerdings Meinungs­
unterschiede. Zwar sind sie sich hinsichtlich der Konditio­
nalität bei der Mittelvergabe einig, aber nicht hinsichtlich 
deren Strenge. So wird einer stärkeren Konditionalität häufig 
eine höhere Hebelwirkung für eine effektive Transformation 
zugesprochen. Andererseits bestehen an dieser Hebelwir­
kung vor allem wegen der Höhe der bereitgestellten Finanz­
mittel Zweifel: Die Summe von 8,5 Milliarden US­Dollar sei 

8 Befragung des DIW Berlin.

9 Weltbank (2005): Review of World Bank conditionality (online verfügbar).

Abbildung 1

Partnerschaft (JETP) als transnationaler politischer Prozess in 
Südafrika

 
























































Quelle: Eigene Darstellung.
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Komplexer politischer Prozess beeinflusst sowohl Partnerschaft als auch daraus 
resultierende Entscheidung zur gerechten Energiewende.

https://documents.worldbank.org/en/publication/documents-reports/documentdetail/228751468134390047/review-of-world-bank-conditionality
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Ein gerechter Transformationsprozess dürfte weder linear 
noch vollständig planbar sein, da Entscheidungen aus 
dem politischen Diskurs, Verhandlungen und Beratungen 
erwachsen. Die allgemeine Frage lautet: Kann Konditionali­
tät, wenn sie vor Beginn eines gerechten Energiewendepro­
zesses vereinbart wird, künftige Entscheidungen über die 
Vorgehensweise vorwegnehmen? Da die politischen Ent­
scheidungen über das Vorgehen im Energiebereich noch 
nicht gefallen sind, sollten Alternativen zur Konditionalität 
in Betracht gezogen werden. Diese sollten flexibel sein, um 
sich an der politischen Handlung zu orientieren. Zum Bei­
spiel könnten sie entlang eines politischen Aushandlungs­
prozesses definiert werden, in dem Oberziele und Meilen­
steine der Energiewende vereinbart werden. Doch vor allem 
erfordert ein solches Vorgehen, dass Geber und internati­
onale Organisationen als Akteure im politischen Prozess 
anerkannt werden.

In einem äußerst volatilen und dynamischen politischen 
Prozess mit ungewissen Ergebnissen ist die Konditiona­
lität von Finanzierungsinstrumenten kein sehr effektiver 
Ansatz, da sie voraussetzt, dass finanzielle Beiträge die poli­
tische Entscheidungsfindung beeinflussen. Das soll nicht 
heißen, dass Konditionalität niemals funktionieren kann, 
wie beispielsweise der Beitritt der osteuropäischen Staaten 
zur Europäischen Union zeigt. Hier haben ein gemeinsa­
mes politisches Ziel und eine Reihe gemeinsamer Normen 
und Werte dazu geführt, dass gegenseitig eingegangene Ver­
pflichtungen eingehalten wurden.11 Voraussetzung dafür ist 

11 Aleksandra Novikova (2020): Lessons learned for international climate policy from the  

 programming, implementation, and monitoring of the European Structural and Investment Funds 

in EU Member States – IKEM (online verfügbar).

einfach zu klein, um solche Effekte zu erzielen, insbeson­
dere da der Betrag im Vergleich zu dem geschätzten Bedarf 
viel zu niedrig sei (Tabelle 2).

Erfahrungen zeigen, dass die Konditionalität von Finanzmit­
teln vor allem dann erfolgreich ist, wenn die Verantwortung 
auf beide Seiten verteilt ist.10 Die Konditionalität der Klima­
finanzierung unterscheidet sich von früheren Kreditgeschäf­
ten wie beispielsweise Strukturanpassungsprogrammen von 
Weltbank und Internationalem Währungsfonds. Internatio­
nale Finanzinstitutionen stülpen Entwicklungsländern prin­
zipiell keine außenwirtschaftlichen Paradigmen mehr über 
und die Empfängerländer können die Klima politik nach eige­
nem Ermessen wählen.

In Südafrika stellt die prekäre Verschuldungssituation des 
Energiekonzerns Eskom dieses Prinzip allerdings in Frage. 
Die Interviews deuten darauf hin, dass angesichts des hohen 
Finanzierungsbedarfs die Befürchtung besteht, die IPG 
könnte die Situation ausnutzen und mit Direktinvestitio­
nen in den Energiesektor Südafrikas eindringen.

Zwar spiegeln die Interviews „nur“ subjektive Meinungen 
wider, den politischen Prozess werden sie nichtsdestotrotz 
beeinflussen. Problematisch ist, dass die Geber diese Argu­
mente bisher nicht klar entkräftet haben, sondern eher dar­
auf verweisen, dass jeder seine Interessen habe.

10 Weltbank (2005), a. a. O.; Maike Sippel und Karsten Neuhoff (2009): A history of  conditionality: 

lessons for international cooperation on climate policy. Climate Policy 9(5), 481–494 

(online  verfügbar).

Abbildung 2

Die Teilnehmer*innen an der JETP in Südafrika

 





















































Quelle: Eigene Darstellung.

© DIW Berlin 2023

An der JETP in Südafrika nehmen nicht nur nationale, sondern auch internationale Akteure teil.

https://www.ikem.de/en/publikation/novikova2020/
https://www.tandfonline.com/doi/abs/10.3763/cpol.2009.0634
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allerdings ein gewisses Maß an internationalem institutio­
nellem Rahmen, der für die JETP noch nicht entwickelt ist.

Um Vereinbarungen über Kooperationsregeln zu treffen, die 
bei Entscheidungsprozessen wie dem JETP­Prozess ange­
wandt werden können, sollten die beabsichtigte Zusam­
menarbeit politisch institutionalisiert werden,12 also „Spiel­
regeln“ für das Verhalten aller Akteure entwickelt und kodi­
fiziert werden.13

Die bisher existierenden Institutionen, die sich gleicher­
maßen über den globalen Norden und Süden erstrecken, 
sind sehr schwach, wenn es darum geht, Rahmenbedin­
gungen für Regeln zur gemeinsamen Entscheidungsfin­
dung von verschiedenen Ländern bereitzustellen.14 Multila­
terale Abkommen wie das Pariser Klimaschutzabkommen 
beruhen auf freiwilligen Beiträgen und sind stark dezentrali­
siert. Andere Institutionen wie die Welthandelsorganisation 
haben zwar anerkannte Mandate zur Konfliktlösung, sind 
aber dafür sehr spezifisch auf ihrem Gebiet.

Gleichberechtigte Partnerschaft statt 
Konditionalität: der bessere Weg

Eine Stärkung des partnerschaftlichen Verhältnisses bei der 
Energiesektortransformation in den JETPs könnte erfolg­
versprechend sein. Das hat zwei wesentliche Gründe. Zum 
einen war in den Experten*innenbefragungen der Zusam­
menhang zwischen internationalem Engagement und nati­
onaler Durchführung bei der Transformation des Energie­
sektors ein durchgehendes Thema. Zum anderen wird die 
Gegenseitigkeit den internationalen Dimensionen einer sol­
cher Transformation eher gerecht. Es geht nicht nur um die 
global wirksamen Treibhausgasemissionen, die ein Land pro­
duziert, sondern auch um den Handel mit Energieträgern 
wie Kohle und grünem Wasserstoff. Immer wieder hinter­
fragten südafrikanische Interessensvertreter*innen in den 
Interviews, wie ein Geberland von einem Schwellenland eine 
ambitionierte Energie­ und Klimapolitik im Gegenzug für 
finanzielle Unterstützung verlangen kann, wenn es eigene 
Ziele in diesen Bereichen verfehlt? Teils wurde die EU­Poli­
tik sogar als zunehmend weniger ambitioniert wahrgenom­
men, etwa die Entscheidung, Gas in der EU­Taxonomie als 
nachhaltig einzustufen oder Einkäufe fossiler Energieträger 
auf dem afrikanischen Kontinent. Diese Einseitigkeit könnte 
durch einen gegenseitigen Evaluierungsprozess, beispiels­
weise in Anlehnung an den OECD­Policy­Peer­Review­Pro­
zess überwunden werden.15

12 Elinor Ostrom (2011): Background on the Institutional Analysis and Development Framework. 

Policy Studies Journal 39(1), 7–27 (online verfügbar).

13 Mehran Kamrava (2008): Understanding comparative politics: a framework for 

analysis.  Routledge.

14 Sippel und Neuhoff (2009), a. a. O.

15 Fabricio Pagani (2002): Peer review as a tool for co-operation and change – an analysis of an 

OECD working method. African Security Review 11(4), 15–24 (online verfügbar).

Fazit: JETP – Internationale Partnerschaft mit 
hohem Institutionalisierungsbedarf

Tatsächlich wird die JETP Auswirkungen auf den Energie­
sektor Südafrikas haben, aber auch soziale und klimatische 
Folgen für das gesamte Land nach sich ziehen. Für eine sol­
che Transformation ist ein marginaler Veränderungspro­
zess nicht ausreichend. Eher braucht es einen grundlegen­
den Veränderungsprozess, in dem Umfang und Geschwin­
digkeit der Energiewende, prinzipielle Entscheidungen zur 
Rolle des Privatsektors und Verschiebungen in der Einkom­
mensstruktur und Beschäftigung der betroffenen Bevölke­
rung mitgedacht werden. Dazu sollten internationale Koope­
rationsansätze neu gedacht werden.

Das Fallbeispiel Südafrika zeigt, dass eine solche Trans­
formation ein komplexer, öffentlicher Prozess ist, an dem 
eine Reihe von Teilnehmenden beteiligt ist. Außerdem ist 
der Prozess wegen der Ungewissheit politischer Ergebnisse 
nicht vorherbestimmt. Der stark polarisierte und fragmen­
tierte politische Prozess einer gerechten Energiewende stellt 
zwei Kernprinzipien der Entwicklungshilfe in Frage, nämlich 
die Selbstbestimmung der Länder und die Abstimmung der 
Gebermechanismen mit denen der Empfängerländer. Denn 
im Rahmen der JETP liegt die Selbstbestimmung derzeit nur 
bei einem Bruchteil der am politischen Prozess Beteiligten.

Mit Blick auf historische Gegebenheiten muss in jedem Fall 
die Frage geklärt werden, welche Rolle internationale Teil­
nehmer*innen in nationalen politischen Prozessen spie­
len. Je wichtiger diese Rolle ist, desto wichtiger ist auch die 
Schaffung eines institutionellen Rahmens für die Zusam­
menarbeit. Regeln für die Entscheidungsfindung innerhalb 
der JETP sollten dabei nicht als einzelnes Geberprojekt, son­
dern im größeren Kontext der gerechten Energiewende von 
Empfängerländern wie Südafrika aufgestellt werden.

Dafür sollten unter anderem Alternativen zu konditiona­
litätsbasierten Finanzierungsinstrumenten erkundet wer­
den. Diese erweisen sich angesichts des politischen Charak­
ters der JETP und der unvollendeten und ungewissen Ent­
scheidungsprozesse zum Zeitpunkt der Unterzeichnung der 

Tabelle 2

Interpretationen von Konditionalität internationaler 
Finanzierungsinstrumente im Kontext der JETP Südafrika

Interpretation von Konditionalität  
von Finanzinstrumenten

Erläuterung

1.  „Durch die Hintertür wird eine neue Form 
des Kolonialismus eingeführt“

Konditionalität als Werkzeug, um dem globalen Süden ausländische 
(Klima-)Agenden aufzuzwingen.

2.  „Wir leben nicht mehr in den  Achtzigern“
Im Gegensatz zu vergangenen Jahrzehnten setzt Südafrika selbst 
die Art der Konditionalitäten fest, da das Land mittlerweile aus einer 
Position der Stärke heraus verhandelt.

3.  „Konditionalität funktioniert einfach nicht“
Konditionalität produziert kaum unerwünschte  Nebenwirkungen, 
ist aber im Grunde ebenfalls wirkungslos, was die positiven 
Wirkungen betrifft.

Quelle: Expert*innenbefragung des DIW Berlin..

© DIW Berlin 2023
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JETP als wenig effektiv. Neben finanzieller Unterstützung 
können flexiblere Ansätze zur Unterstützung von staatli­
cher oder nichtstaatlicher Politikberatung, Medienkampag­
nen und der Wissenschaft sinnvoll sein. Eine mögliche Ent­
kopplung zwischen finanziellen Beiträgen (sobald politische 
Entscheidungen die Zuweisung solcher Mittel zulassen) und 
der Unterstützung politischer Prozesse kann einer wirksa­
men JETP­Unterstützung förderlich sein. Änderungen am 

geltenden Handlungsrahmen dürften allerdings durch die 
weit verbreitete Angst vor ausländischer Einflussnahme und 
Neokolonialismus erschwert werden. Wichtig ist es in jedem 
Fall, eine allgemeine Vereinbarung über politische Ziele, 
Normen und Werte zwischen Gebern und Empfängern der 
Zuweisung von Finanzhilfen zu erreichen und diese als Rah­
men für eine effektive Umsetzung zu nutzen.

JEL: O13, O19, Q54, H87

Keywords: Just energy transition partnerships, international climate finance, 

development assistance, South Africa
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1. Herr von Lüpke, mit Südafrika besteht, wie auch mit 

anderen Ländern, eine Vereinbarung über eine Partner-

schaft für eine gerechte Energiewende (JETP). Was sind 

die Ziele dieser Vereinbarung? Man will mit dieser Energie-

wendepartnerschaft zum einen eine Klimakompatibilität 

im Energiesektor herstellen, das heißt, man will Emissionen 

reduzieren über Maßnahmen wie Kohleausstieg oder Aus-

bau von erneuerbaren Energien. Zum anderen ist es ganz 

wichtig, die Entwicklungsziele zu fördern und diesen Über-

gang im Energiesektor sozialgerecht zu gestalten. In diesem 

Sinne werden mehrere Partnerländer, wie zum Beispiel auch 

Südafrika, von verschiedenen Geberländern unterstützt. 

Die Geber sind im Großen und Ganzen die Gruppe der G7, 

aber auch die Europäischen Union als Staatengebilde.

2. Wie viel Geld investieren die Geberländer in die Koope-

ration und wer bestimmt, wofür diese Mittel ausgegeben 

werden? Im Falle der „Just Energy Transition Partnership“ 

(JETP) mit Südafrika handelt es sich insgesamt um 8,5 Milli-

arden US-Dollar. Wer die Ziele dieser Zusammenarbeit be-

stimmt oder wofür das Geld ausgegeben werden soll, wird in 

langen Abstimmungsrunden zwischen Südafrikaner*innen 

und Geberländern ausgehandelt. Darin wird zum Beispiel 

diskutiert, ob der Elektriizitätskonzern Eskom seinen Mono-

polcharakter verlieren soll oder ob der Ausbau der erneuer-

baren Energien über Privatisierungen erfolgen oder es mehr 

staatliche Lenkung geben soll. Das sind delikate politische 

Fragen, die über mehrere Monate verhandelt werden.

3. Inwieweit unterscheiden sich die Ansichten zur Energie-

wende zwischen Südafrika und den internationalen 

Partnerländern, auch im Hinblick auf etwaige Indus-

trieinteressen der Geberländer? Natürlich sind auch die 

Interessen der Geberländer ein legitimes Anliegen, das 

natürlich unterschiedlich ausfällt, je nachdem welches Ge-

berland man im Auge hat. Die USA sind schon bekannt 

dafür, dass sie auch ihre nationalen Industrien im Bereich 

erneuerbare Energien befördern wollen und deswegen stark 

auf Privatisierung setzen. Andere sind, was das angeht, 

vielleicht eher so ein bisschen politische Agnostiker. Aber im 

Grunde muss man immer damit rechnen, dass die jeweiligen 

Partnerländer ihre Interessen haben und das führt in solch 

einer Partnerschaft entweder zu Vertrauen oder es führt zu 

keinem Vertrauen, wenn man nicht versteht, welche Interes-

sen eigentlich vorliegen.

4. Was müsste getan werden, um die Energiewende in 

Südafrika voranzubringen? Dem politischen Aushand-

lungsprozess in Südafrika muss man Raum und Zeit geben, 

denn derzeit sind die Richtung der Energiewende und die 

politische Situation noch unklar. Es gibt Auseinandersetzun-

gen zwischen den Interessengruppen, die an der Kohlewirt-

schaft hängen, und der Fraktion, die sich stark dafür einsetzt, 

erneuerbare Energien zu fördern und den Kohleausstieg zu 

forcieren. Diesen Aushandlungsprozess muss man bis zum 

Ende durchführen und auch aus Gebersicht begleiten, damit 

klar wird, in welche Richtung es gehen soll.

5. Wovon wird der Erfolg dieser Energiewendepartner-

schaft in Zukunft abhängen? Der Erfolg wird stark davon 

abhängen, ob man den Menschen, die an der Kohlewirt-

schaft Südafrikas hängen und damit dreimal mehr als in 

normalen Jobs verdienen, eine Perspektive geben kann. 

Das können zum Beispiel Umschulungen oder Arbeitsplätze 

im Bereich der erneuerbaren Energien sein. Das wird das 

Zünglein an der Waage sein, um das Unternehmen Energie-

wende in Südafrika auch politisch durchführbar zu machen. 

Ohne dieses sozial gerechte Element, also wenn man sich 

nur auf die technischen und finanziellen Aspekte der Ener-

giewende konzentriert, wird das sehr schwer.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Heiner von Lüpke, wissenschaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung Klimapolitik im DIW Berlin
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Vereinbarungen auf Augenhöhe 

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-5-2

http://www.diw.de/interview
http://www.diw.de/interview
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-5-2


56 DIW Wochenbericht Nr. 5/2023

KOMMENTAR

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-5-3

Seit dem 1. Januar 2021 leisten nur noch etwa zehn Prozent 

der deutschen Steuerzahler*innen den Solidaritäts zuschlag. 

Prompt reichten Betroffene Klage ein. Die erste ist nun vom 

Bundesfinanzhof abgewiesen worden. Generell kann dieser 

 solche Klagen abweisen oder sie dem Bundesverfassungs-

gericht vorlegen – wo bereits die Klage der FDP auf Ver-

fassungswidrigkeit des Solidaritätszuschlags anhängig ist. 

 Üblicherweise vertritt das zuständige Ministerium seine 

 Position vor Gericht. Darauf hat das Finanzministerium aller-

dings kurzfristig verzichtet.

Das am häufigsten angeführte Argument gegen den Soli ist 

wohl, er diene dem Aufbau Ost und dieser sei beendet. Dies 

kann aber nicht überzeugen: Der Solidaritätszuschlag ist eine 

eigene Steuer und Steuern dürfen per Definition nicht zweck-

gebunden sein. Allerdings wurde der im Jahr 1995 eingeführte 

Solidaritätszuschlag mit dem hohen Finanzbedarf des Bundes 

infolge der deutschen Teilung begründet. Zu schlussfolgern, 

dass die Einnahmen einen Bezug zu diesen Ausgaben haben 

müssen, ist somit naheliegend. Nicht richtig ist allerdings, dass 

mit dem Auslaufen des zweiten Solidarpakts – über den ein 

wesentlicher Teil der teilungsbedingten Ausgaben geleis tet 

wurde – der Bund solche Lasten nicht mehr  schultert. 

Noch immer liegt das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner*in in 

den ostdeutschen Ländern bei nur rund 74 Prozent dessen, 

was in den westdeutschen Ländern erwirtschaftet wird. Dies ist 

auch teilungsbedingt. Die daraus resultierende Finanzschwä-

che federt der Bund durch allgemeine Zuweisungen ab. Beson-

dere Zuweisungen kommen wegen der nach wie vor höheren 

strukturellen Arbeitslosigkeit hinzu. Die geringere Wirtschafts-

kraft führt beim Bund zu höheren Ausgaben je Einwohner*in 

beim Bürgergeld, bei den Kosten der Unterkunft oder beim 

Wohngeld. Auch die Belastungen der gesetzlichen Rentenver-

sicherung durch die deutsche Teilung – diese werden wegen 

der Abwanderung junger und qualifizierter Bevölkerungsteile 

von Ost nach West in Zukunft zu- statt abnehmen – schlagen 

sich über den Zuschuss im Bundeshaushalt nieder. Schließlich 

fließen wegen der geringeren Wirtschaftskraft auch überpro-

portional hohe Ausgaben für Wirtschaftsförderung in den 

 ostdeutschen Landesteil. Alles in allem dürften sich für den 

Bund so immer noch teilungsbedingte Lasten in Höhe eines 

niedrigen zweistelligen Milliardenbetrags ergeben. 

Auch das zweithäufigste Argument für die „Verfassungswidrig-

keit“, eine Ergänzung(-sabgabe) zur Einkommensteuer dürfe 

nur befristet erhoben werden, sie solle schließlich nur Bedarfs-

spitzen finanzieren, kann nicht überzeugen. Zwar ist der Begriff 

„Solidaritätszuschlag“ für die Meisten wohl untrennbar mit 

der deutschen Einheit verbunden, zwingend ist dies aber nicht. 

Im Jahr 1991/1992 wurde der Solidaritätszuschlag mit der 

Begründung erhoben, dass der Bundeshaushalt durch den Golf-

krieg und den Zusammenbruch der Sowjetunion stark belastet 

sei. Dass der Bund derzeit durch den Ukrainekrieg besonders 

hohen Ausgaben gegenübersteht, wird wohl niemand in Zweifel 

ziehen. Und es wäre naiv davon auszugehen, künftig mit 

dem Sondervermögen Bundeswehr alle weiteren Belastungen 

auffangen zu können. Dafür sind die Investitionsrückstände 

zu hoch, dafür hinken die deutschen Militärausgaben zu stark 

hinter der eingegangenen Verpflichtung, jährlich dauerhaft 

mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für die Ver-

teidigung auszugeben, her. Ein Solidaritätszuschlag kann somit 

nach wie vor ökonomisch gut begründet werden.

Für den Bund ist die Haushaltslage derzeit auch mit Soli 

schwierig: Aufgrund neuer Maßnahmen klaffen bereits heute 

Lücken in der mittelfristigen Finanzplanung. Eine Erhöhung der 

Verteidigungsausgaben, möglicherweise neue Ausgaben für 

Klima- und Digitalwende, die unweigerlich zulasten des Bundes 

gingen, und die proklamierte Einhaltung der Schuldenbremse – 

dies ist auch ohne die Abschaffung des Rest-Solis bereits die 

Quadratur des Kreises. Aus finanzpolitischer Sicht ist es wenig 

nachvollziehbar, dass entgegen ursprünglicher Absichtser-

klärung am 17. Januar kein*e ministerielle*r Vertreter*in bei der 

Anhörung vor dem Bundesfinanzhof Position bezogen hat.

Kristina van Deuverden ist wissenschaftliche 

Mitarbeiterin des Vorstands im DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung der Autorin wieder.

Solidaritätszuschlag ökonomisch 
nach wie vor gerechtfertigt 
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